
haben eben eine Anleihe über 750 Mil-
lionen Euro ausgegeben, mit 3,1 Prozent
Zinsen für sieben Jahre, das Angebot war
innerhalb weniger Stunden sechsfach
überzeichnet.
SPIEGEL: Seit weltweit Banken mit Steuer-
geldern gerettet werden mussten, schwin-
det das Vertrauen der Menschen in die
Marktwirtschaft. Können Sie das nach-
vollziehen?
Reitzle: Natürlich. Vieles, was da gelaufen
ist, kann auch ich nicht akzeptieren. Der
Vertrauensverlust, der dadurch entstan-
den ist, ist für unsere Gesellschaft schäd-
lich, wenn nicht gefährlich. Unternehmen
müssen doch auch für alles geradestehen,
was sie tun. Wenn wir eine Fehlentschei-
dung treffen, können wir die Folgen nicht
in eine Bad Bank abschieben, sonst hätte
Daimler ja auch Chrysler dem deutschen
Steuerzahler übergeben können. 
SPIEGEL: Die Occupy-Bewegung prangert
unter dem Motto „Wir sind die 99 Pro-
zent“ die zunehmende Ungleichheit an.
Haben Sie auch dafür Verständnis?
Reitzle: Grundsätzlich ja, aber ich fürchte,
dass daraus die falschen Schlüsse ge -
zogen werden. Die Probleme des Westens
werden in den nächsten Jahren hohe
 Verschuldung, geringes Wachstum und
Überalterung sein. Es wird darum gehen,
vorhandene Vermögen zu verteilen und
mehr Gleichheit herbeizuführen, wäh-
rend in Asien Vermögen aufgebaut
 werden.
SPIEGEL: Bisher fand die Umverteilung
eher in die andere Richtung statt. Von
den Exzessen der Finanzmärkte haben
einige wenige profitiert, die große Masse
muss jetzt die Rechnung bezahlen. Ist es
da nicht logisch, auch die Gewinner der
Krise zur Finanzierung der Kosten heran-
zuziehen?
Reitzle: Ich kann der Logik folgen, wenn
zu Lasten der Bevölkerung Gewinne er-
zielt und die Risiken sozialisiert wurden.
Ich fürchte nur, dass auch den Leuten
Geld weggenommen wird, die es ehrlich
verdient und versteuert haben. Das
hemmt die Motivation der Menschen, et-
was leisten und erreichen zu wollen – ein
wesentlicher Motor der Volkswirtschaft.
SPIEGEL: Sie gehören als einer der Spitzen-
verdiener unter den Dax-Vorständen mit
einem Jahresgehalt von rund sieben Mil-
lionen Euro zu dem einen Prozent, gegen
das sich die Occupy-Bewegung richtet.
Wären Sie bereit, über höhere Steuern
einen Beitrag zu leisten?
Reitzle: Ich bin bereit, 50 Prozent abzu-
führen. Schon 50,1 Prozent sind aber ent-
schieden zu viel. Wenn ich von dem, was
ich erarbeite, mehr als die Hälfte abgeben
muss, kann ich das beim besten Willen
nicht mehr als gerecht empfinden. Da
geht es mir nicht anders als der Occupy-
Bewegung.
SPIEGEL: Herr Reitzle, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.

Reto T., 39, wähnte sich wohl auf der
Seite der Aufrechten und Anstän-
digen. In seiner Welt war der Böse -

wicht ein anderer: der Schweizer Noten-
bankpräsident Philipp Hildebrand.

Der EDV-Mitarbeiter bei der feinen Pri-
vatbank Sarasin fand Hinweise, dass über
Hildebrands Privatkonto Dollar ge- und
verkauft worden waren. Ausgerechnet
dem eidgenössischen Gralshüter über
Währung und Wechselkurse hatten die
Devisengeschäfte ein sattes Plus gebracht.
T. fand, das müsse überprüft werden. 

Er wandte sich an einen ihm bekannten
Politiker der rechtskonservativen SVP, in
der sich Hildebrands erbittertste Gegner
tummeln. Damit war nicht nur das Schick-
sal des Top-Bankers, sondern auch das
des Enthüllers besiegelt. 

Am Montag vergangener Woche muss-
te Hildebrand zurücktreten, trotz aller
Beteuerungen, dass seine Ehefrau den
Deal getätigt und er davon erst im Nach-
hinein erfahren habe. Reto T. wurde
 gefeuert, ihm drohen nun ein Verfahren
wegen Verletzung des Bankgeheimnisses

und damit bis zu drei Jahre Gefängnis.
Er habe diese „unkontrollierbaren Ereig-
nisse“ nicht gewollt, schrieb T. in einer
verzweifelten E-Mail an die Medien. Die
Daten seien ohne sein Einverständnis an
die Öffentlichkeit geraten. „Aber warum
hat er sich ausgerechnet an den politi-
schen Gegner Hildebrands gewandt?“,
fragt nicht nur der Schweizer Chef von
Transparency International, Jean-Pierre
Méan. „Ganz klar ist das alles nicht.“ 

Klar ist auf diesem Terrain ohnehin we-
nig. Noch immer fehlen in der Schweiz
und in anderen europäischen Ländern,
Deutschland eingeschlossen, feste Regeln
für das sogenannte Whistleblowing, also
die Weitergabe von Betriebsinterna oder
Amtsgeheimnissen. „Die Rechtslage sieht
ziemlich düster aus“, sagt die Basler Ju-
ristin Diana Imbach Haumüller, die ihre
Dissertation dem Thema gewidmet hat.
Für Whistleblower gebe es kaum Schutz. 

Doch wann ist ein Informant über-
haupt ein Whistleblower, also einer, der
Alarm schlägt, weil ihm Unrechtes auf-
fällt? Und wann ist er ein Denunziant?
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Auf schmalem Grat
Ein sogenannter Whistleblower brachte den Schweizer

Notenbankchef Philipp Hildebrand zu Fall.
Sind solche Enthüller Helden oder Verräter?
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Notenbanker Hildebrand, Ehefrau 2006: Karriereende wegen dubioser Dollar-Geschäfte 



Das Thema sei „heikel“, sagt der
Schweizer FDP-Abgeordnete Filippo Leu-
tenegger, der an einer Initiative für ein
neues Whistleblower-Gesetz arbeitet.
Whistleblower sollen aus hehren und un-
eigennützigen Motiven handeln, so ver-
langen es gängige Definitionen. Doch die
Unterscheidung zwischen Edelmut und
Geltungssucht, Rachlust oder schlichter
Geldgier ist häufig eine Frage der Per-
spektive. 

Einerseits geben deutsche Behörden
zum Beispiel Millionen für den Kauf von
Steuer-CDs aus. Andererseits genießt
hierzulande jemand, der ohne finanzielle
Interessen Fehlentwicklungen in einer Fir-
ma öffentlich machen will, nicht mal
rechtliche Sicherheit – außer dem Infor-
mantenschutz, den Medien bieten.

Der Schweizer Rudolf Elmer will nach
eigener Aussage Missetäter „an den Pran-
ger stellen“. Acht Jahre hat er für die Pri-
vatbank Julius Bär auf den Cayman-In-
seln gearbeitet. Dann gab es Ärger, Elmer
verlor seinen Job – ihm blieben aber Si-
cherheitskopien von CDs mit heiklem Ma-
terial zu Kunden und anrüchigen Geschäf-
ten in der Steueroase.

Die Daten stellte er in den folgenden
Jahren Medien und Steuerbehörden ent-
geltfrei zur Verfügung. Vor einem Jahr
etwa überreichte er vor laufenden Fern-
sehkameras zwei CDs an den Gründer
der Enthüllungsplattform WikiLeaks, Ju-
lian Assange. Angeblich wollte er nur auf-
rütteln. Die Datenträger seien leer gewe-
sen, sagt Elmer, „die Übergabe war sym-
bolisch“. Die Staatsanwaltschaft ermittelt
trotzdem. Es ist das zweite Verfahren ge-
gen ihn. 

Auch bei Elmer ist die Situation eska-
liert. Julius Bär ließ ihn zeitweise von Pri-
vatdetektiven überwachen. Elmer wie-
derum soll Vorwürfen der Bank zufolge
einstige Kollegen massiv genötigt haben.
„Hi, dreckiges Schwein, es ist höchste
Zeit, dich wissen zu lassen, dass mein
 Jäger hinter dir her ist“, habe er unter
anderem in einer E-Mail gedroht. 

„Ich weiß nicht, wer das geschrieben
hat“, sagt der Ex-Banker heftig, der mitt-
lerweile mit Frau, Kind und etlichen
Haustieren in einem Reihenhaus bei Zü-
rich wohnt. „Ich war es jedenfalls nicht.“

Elmer ist überzeugt, dass sein Ex-Arbeit-
geber ihn fertigmachen will.

Der Umgang mit Menschen wie ihm ist
nicht immer leicht. Trotzdem werden gro-
ße Skandale oft von solchen Insidern auf-
gedeckt. In den USA weiß man die Tipp-
geber deshalb besonders zu schätzen.
Börsennotierte Firmen müssen dort inter-
ne Informationskanäle aufbauen, über
die auch anonym auf Ungereimtheiten
hingewiesen werden kann. Beim Arbeits-
ministerium in Washington gibt es ein
Schutzprogramm für Whistleblower. 

Für Wall-Street-Insider setzt die Bör-
senaufsichtsbehörde SEC neuerdings so-
gar finanzielle Anreize: Sie können Be-
lohnungen von bis zu 30 Prozent kas -
sieren, wenn Unternehmen durch ihre
Enthüllungen zu Geldstrafen verdonnert
werden. Das kann Millionen bringen. 

Die Schweiz und Deutschland gehen
weit weniger freundlich mit den Infor-
manten um, wie die beiden früheren So-
zialamtsmitarbeiterinnen Esther Wyler
und Margrit Zopfi erst kürzlich wieder
zu spüren bekamen. Die Frauen deckten
2007 schwere Missstände bei der Zürcher
Sozialhilfe auf. Doch das Bundesgericht

zeigte sich davon nicht beeindruckt: Wy-
ler und Zopfi seien des Verrats von Amts-
geheimnissen schuldig, entschieden die
obersten Richter vor wenigen Wochen. 
„Es klingt hochtrabend, aber ich emp-

finde mich als Staatsfeind“, sagt Wyler.
Seit die 52-Jährige ihren Job in der Be-
hörde nach 17 Jahren verloren hat, ist sie
bis auf eine befristete Anstellung nirgend-
wo mehr untergekommen. 

Auch die deutsche Altenpflegerin Bri-
gitte Heinisch war ihren Job los, nachdem
sie auf Missstände bei ihrem Arbeitgeber
hingewiesen hatte. Heinisch hatte gegen
den Klinikbetreiber Anzeige erstattet. Es
gebe in ihrer Einrichtung, einem Pflege-
heim, zu wenig Personal, um eine ausrei-
chende Betreuung zu gewährleisten. Sie
habe erlebt, dass Heimbewohner bis mit-
tags in Urin und Kot gelegen hätten.

Heinisch wurde entlassen, ihre Kün -
digungsschutzklage in allen Instanzen
 abgewiesen. Auch ihre Verfassungsbe-
schwerde scheiterte. 

Doch dann gab ihr der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte recht, in ei-

nem aufsehenerregenden Urteil; das öf-
fentliche Interesse sei in diesem Fall „so
wichtig, dass es gegenüber dem Interesse
dieses Unternehmens am Schutz seines
Rufes und seiner Geschäftsinteressen
überwiegt“, urteilten die Straßburger
Richter. 

Sie brummten der Bundesregierung
nicht nur eine Schadensersatzzahlung
von 10000 Euro auf, sondern bemängel-
ten in ihrem Urteil auch klipp und klar,
dass es in Deutschland für den privaten
Bereich der Arbeitswelt bislang keinerlei
Schutzvorkehrungen gebe.

Der Druck auf den Gesetzgeber
wächst. Organisationen wie die OECD
fordern Verbesserungen. Die G-20-Staa-
ten – und damit auch Deutschland – ha-
ben zudem versprochen, bis Ende dieses
Jahres „Regelungen zum Whistleblower-
Schutz“ umzusetzen. 
„Die Bundesregierung ist jetzt am

Zug“, sagt Guido Strack. Er ist Vorsitzen-
der des deutschen Whistleblower-Netz-
werks und kennt die Probleme der Infor-
manten aus eigenem Erleben. Als Beam-
ter in der EU-Kommission machte er einst
die Anti-Betrugsbehörde Olaf auf einen
Vorgang aufmerksam, der die Institution
nach seiner Auffassung unnötig Millionen
kostete. Die Ermittlungen wurden aller-
dings ergebnislos beendet. Und Stracks
Vorgesetzte ließen ihn deutlich spüren,
was sie von seinem Hinweis hielten. Heu-
te ist er frühpensioniert, ein typisches
Schicksal. 

Mehrere Studien und Gutachten bele-
gen: Viele Whistleblower werden als Que-
rulanten gemobbt, gekündigt oder in den
vorzeitigen Ruhestand geschickt. 

Immerhin wollen die deutschen Oppo-
sitionsparteien sich des Themas nun an-
nehmen. Die Grünen etwa haben einen
eigenen Vorschlag online zur Diskussion
gestellt. Darin wird ein Schutz vor Dis-
kriminierung und Entlassung verlangt, es
werden allerdings auch klare Wege auf-
gezeigt, die ein Informant gehen soll.
„Whistleblower brauchen Schutz, sie brau-
chen aber auch klare Spielregeln“, sagt
die Schweizer Juristin Imbach Haumüller. 

Der Grat bleibt schmal, das zeigt nicht
zuletzt ein Fall aus den USA. Dort wirft
das Militär dem Obergefreiten Bradley
Manning vor, die Quelle für die spekta-
kulären WikiLeaks-Veröffentlichungen
seit dem April 2010 zu sein. Gerade fand
im US-Militärstützpunkt Fort Meade sei-
ne erste Anhörung statt, nach eineinhalb
Jahren Militärhaft.

Für die einen ist Manning ein Held. Sei-
ne Ankläger werfen ihm dagegen unter
anderem vor, „den Feind unterstützt zu
haben“, worauf in den USA sogar die
Hinrichtung drohen kann. Ausgerechnet
im vermeintlichen Paradies der Whistle-
blower können deren Aktionen zur Frage
von Leben oder Tod werden.

MARCEL ROSENBACH, ANNE SEITH

Wirtschaft
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WikiLeaks-Gründer Assange, Insider Elmer, Heinisch: „An den Pranger stellen“


